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Interessenbekundung
für eine Beteiligung am Programmbereich 
Bundesweite Förderung lokaler "Partnerschaften für Demokratie"
 im Rahmen des Bundesprogramms
"Demokratie leben! Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlichkeit"
  (wird von der Regiestelle vergeben)
1. Allgemeine Informationen
Ansprechpartner/Ansprechpartnerin
Unterschriftsberechtigte Person 
2. Angaben zum Fördergebiet
2.4 Gebietskörperschaft
3. Angaben bezüglich weiterer/ bisheriger Bundesförderungen
4. Beschreibung des Fördervorhabens
4.5 Existiert bereits ein außerschulisches Gremium zur Jugendbeteiligung auf der Ebene der beantragenden Gebietskörperschaft  (z.B. kommunales Jugendparlament o.ä.)? 
5. Angaben zur Förderung/Finanzierung
5.1 Förderzeitraum
5.2 Finanzierung
5.2.1 Finanzierungsplan
lfd. Nr.
Ausgaben
2018
2019
Gesamt
1.
(externe) Koordinierungs- und Fachstelle
2.
Aktions-/Initiativfonds
3.
Jugendfonds
 4.	
Partizipations-, Öffentlichkeits- und Vernetzungsarbeit und Coaching
5.
Gesamt
lfd. Nr.
Einnahmen
2018
2019
Gesamt
1.
Eigenmittel
2.
öffentliche Zuschüsse: EU-Mittel
3.
öffentliche Zuschüsse: andere Bundesressorts
4.
öffentliche Zuschüsse: Bundesland
5.
öffentliche Zuschüsse: Städte/Kreise
6.
andere Drittmittel
7.
sonstige Einnahmen/Erlöse
8.
Zuwendung Bundesmittel "Demokratie leben!"
9.
Gesamt
Differenz der Ausgaben - Einnahmen 
5.2.2 Eigenleistungen
Ist vorgesehen, die Koordinierungs- und Fachstelle in der kommunalen Verwaltung selbst einzurichten?
VzÄ
VzÄ
wenn ja, muss die Eingruppierung von weiterem kommunalen Personal mit 0,5 VzÄ und einer Eingruppierung min. in Entgeltgruppe 9 nach TVöD erfolgen.
6. Erklärung der verantwortlichen Behörde
6.1 Mit Antragsstellung und Abrechnung der Mittel soll die nachfolgende kommunale Behörde beauftragt werden:
6.2 Die verantwortliche Behörde versichert, dass die beantragten Mittel im Falle einer Förderung wirtschaftlich und sparsam verwendet werden und die vorstehenden Angaben und ggf. sonstige beigefügte Anlagen richtig und vollständig sind.
 6.3 Weiterhin erklärt die verantwortliche Behörde im Falle einer Förderung
 - im federführenden Amt - entsprechend der Vorgabe in der Leitlinie - Mitarbeiter/-innen entsprechend freizustellen,
- die für das Monitoring erforderlichen programmbezogenen Daten bzw. Berichte (datentechn., Dokumentation der Einzelmaßnahmen und deren Teilnehmer/-innen, in angemessener Form), Führung des Verwendungsnachweises, Bewirtschaftung der Mittel) unter Benutzung der bereitgestellten Formulare und nach der Vorgabe der Regiestelle im BAFzA zu erheben bzw. zu erbringen,
- sein/ihr Einverständnis, verantwortlich über die Mittelvergabe unter Beteiligung der lokalen Akteure zu entscheiden und Änderungen in der Umsetzungsplanung der Regiestelle bekannt zu geben bzw. mit dieser abzustimmen,
- mit der wissenschaftlichen Begleitforschung zusammenzuarbeiten und die erforderlichen Informationen zu geben, die für die Evaluation des Bundesprogramms und seiner Bereiche notwendig sind;
- dass eine projektbezogene Einzelabrechnung sichergestellt wird.
7. Unterschrift der vertretungsbefugten Person der Kommunalverwaltung
Stempel
Rechtsverbindliche Unterschrift der vertretungsbefugten Person der Kommunalverwaltung
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	AktuelleSeite: 
	AnzahlSeiten: 
	Dokumentennummer: 
	NamedesTrägers: Stadtverwaltung Zittau
	Straße: Stadtverwaltung Zittau
	Hausnummer: 1
	PLZ: 2763
	Ort: Zittau
	Bundesland: Sachsen
	TelVorwahl: 03583
	TelNummer: 752101.00000000
	FaxVorwahl: 03583
	FaxNummer: 752193.00000000
	E-Mail: m.scholze@zittau.de
	Internetseite: www.zittau.de
	AnredeAnsprechpartnerIn: Herr
	TitelAnsprechpartnerIn: 
	VornameAnsprechpartnerIn: Michael
	NameAnsprechpartnerIn: Scholze
	FunktionAnsprechpartnerIn: Referent des Oberbürgermeisters
	Anrede: Herr
	Titel: 
	Vorname: Thomas
	Name: Zenker
	Funktion: Oberbürgermeister
	Gemeindekennzahl_Sitz_Antragssteller: 14626610
	beantragt_für_fördergebiet: Stadt Zittau
	Gesamtzahl_Einwohner_Fördergebiet: 26.400
	kreis_angehörige_Stadt: 1
	kreisfreie_Stadt: 0
	Landkreis: 0
	sonst_kommunale_Behörde: 0
	Teil_Stadtstaat: 0
	Zusammenschluss: 
	Anzahl: 1000
	Textfeld: In Zittau existiert derzeit noch kein institutionalisiertes und nachhaltig strukturiertes Gremium zur Jugendbeteiligung. Es existieren aber bereits verschiedene Ansätze, an welche die Implementierung einer Jugendbeteiligungsstruktur anschließen kann. Zum einen führt die Kinderstiftung Zittau einmal im Jahr ein internationales Jugendparlament durch. Weiterhin wird einmal jährlich mit wechselnden Schulen im Stadtrat das Planspiel „Kommunalpolitik“ durchgeführt. Der Stadtrat lädt in unregelmäßigen Abständen zu einem Jugendstammtisch ein. Und abschließend hat sich die Stadt Zittau von 2015 – 2017 am Projekt „Jugendgerechtigkeit als Standortfaktor“ des Kinder- und Jugendrings Sachsen beteiligt. Im Rahmen dieses Projekts verabschiedete der Stadtrat den Beschluss, einen Jugendstadtrat einzurichten und es fand sich eine Koordinierungsgruppe aus hauptamtlich Tätigen, die bis heute arbeitet und unter anderem mit Jugendlichen gemeinsam das „Cafe X“ als selbstverwalteten Treff aufgebaut hat. Mit den finanziellen Möglichkeiten der PfD und dem Instrument des Jugendfonds können diese Ansätze zusammengeführt und auf den Weg einer konstanten Zusammenarbeit gebracht werden. Über die PfD kann der Aufbau des Jugendstadtrates kontinuierlich angegangen und begleitet werden.
	BeschreibungderProblemlage: Zittau liegt im Süden des Flächenlandkreises Görlitz und ist damit die südöstlichste Stadt Deutschlands. Sächsische Ballungsgebiete wie Dresden (100km) sind weiter entfernt als wachsende tschechische Städte wie Liberec (27km). Infrastrukturell und administrativ wird Zittau deshalb als an der deutschen Peripherie liegend wahrgenommen. Nach der Wiedervereinigung hatte Zittau im Zuge des beginnenden und weiterhin stattfindenden Strukturwandels mit Arbeitslosigkeit und Bevölkerungsabwanderung zu kämpfen. Inzwischen hat sich die Bevölkerungszahl weitgehend stabilisiert. Zittau als Hochschulstandort ist durchaus für junge Menschen attraktiv, dennoch kann die für peripher liegende Regionen typische Abwanderung von Schulabgängern auch hier beobachtet werden. Zudem ist Zittau geprägt durch eine im sachsenweiten Vergleich hohe Arbeitslosenquote und einen geringen Ausländeranteil an der Gesamtbevölkerung.  Hinzu kommt, dass es vor allem in grenznahen Gebieten häufiger zu Eigentumsdelikten kommt. Dies führt vor allem in den ländlichen Stadtteilen zu Unsicherheitsgefühlen und generellen Vorbehalten gegenüber nichtdeutschen Bürger_innen.Seit Anfang der 1990er Jahre fanden in Zittau unterschiedlich starke Auseinandersetzungen zwischen rechtsextremen Jugendlichen und ihren Gegnern bzw. Asylbewerbern statt. Höhepunkte waren dabei die Tode von 2 Angehörigen der unterschiedlichen Szenen in 1992 und 1994. Aus dieser Zeit datiert die Gründung des "Nationalen Jugendblocks e.V." (NJB), der in Zittau über eine eigene Immobilie verfügt. Der Sächsische Verfassungsschutz bezeichnet in seinem Bericht für 2017 die Bedeutung des NJB als in den letzten Jahren abnehmend. Dennoch zeigten die 150 Teilnehmenden einer Veranstaltung im September 2017 "dass der Verein immer noch ein entsprechendes Personenpotenzial mobilisieren kann.". Das am 20. und 21.04.2018 im nahegelegenen Ostritz stattgefundene RechtsRock-Festival und seine Folgeveranstaltungen gelten als Beleg dafür, dass hier eine neue Dynamik entsteht.Die Opferberatung der RAA Sachsen benennt für den gesamten Landkreis Görlitz in 2017 lediglich 5 rechtsextremistische oder rassistische Angriffe.  Dem stehen Buttersäureangriffe auf lokale alternative Einrichtungen und Kulturzentren sowie Farbbeutelattacken und Sachbeschädigungen an Eigentum von lokalen Aktivisten gegenüber.  Gleichzeitig berichten in der Geflüchtetenbetreuung Aktive und Geflüchtete selber immer wieder von Übergriffen verbaler Natur aber auch von körperlichen Übergriffen wie z.B. Anspucken.  Laut dem Sachsen-Monitor 2017 ist eine Mehrheit der Sachsen der Meinung, dass durch die hier lebenden Ausländer Sachsen in einem gefährlichen Maß "überfremdet" sei, während zugleich die Mehrheit nur einen geringen Grad an gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit aufweist. Dennoch behauptet die Mehrheit, dass "die meisten hier lebenden Muslime nicht unsere Werte akzeptieren." Zudem schenkt nur eine Minderheit den Parteien, Regierungen und Parlamenten - mit Ausnahme der kommunalen Institutionen - ihr Vertrauen.  In Zittau können als Symptom dieser Ambivalenz die Ergebnisse der AfD bei der Bundestagswahl 2017 gelesen werden: Mit 30,2% der Erststimmen und 30,8% der Zweitstimmen liegen diese weit über dem bundesdeutschen Durchschnitt. Somit ist Zittau momentan bei weitem keine Hochburg rechtsmotivierter Übergriffe und Straftaten. Es existieren allerdings verfestigte und offen aktive Strukturen wie der NJB und ein signifikanter Resonanzboden für demokratiegefährdende Einstellungen. Ausdruck dessen sind Aktionen bei öffentlichen Veranstaltungen (Projektion von rechtspopulistischen Inhalten an das Gebäude der Hochschule bei einer städtischen Feier), erhöhtes Aufkommen von rechtspopulistischen Aufklebern, Flyern und Graffitis im öffentlichen Raum sowie Aktionen, die sich an Aktionsformen der Identitären Bewegung orientieren (Aufhängen eines Banners mit der Aufschrift "Merkelland=Messerland“ inkl. entsprechender sozialmedialer Aufbereitung; Eindringen in und Belästigung von Mitarbeitern in lokalen Wahlkreisbüros der CDU, SPD und der FDP). Diese Aktionen werden zwar nur von einem kleinen Personenkreis unter dem Namen „Zittau mit Zukunft“ durchgeführt, ziehen aber unverhältnismäßig viel Aufmerksamkeit auf sich und könnten auf Dauer rechtspopulistische und fremdenfeindliche Inhalte im öffentlichen Raum der Stadt etablieren. Bei dieser Darstellung kann die Stadt Zittau nicht isoliert betrachtet werden. Mit der unmittelbaren Nähe zu einem reaktivierten europaweit wahrgenommenen Veranstaltungsort der rechtsextremen Szene im Hotel Neißeblick in Ostritz dem Vereinssitz des NJB in der Stadt selber und dem Sitz der rechtspopulistischen Fundraising-Organisation "Ein Prozent e.V.", die „Zittau mit Zukunft“ als Netzwerkpartner führt, im nahe gelegenen Oybin kann eine Partnerschaft für Demokratie in der Stadt Zittau durch die Stärkung von Partizipation und Demokratieverständnis nicht nur im Stadtgebiet positiv wirken, sondern auch ins Umland ausstrahlen.
	Vorerfahrungen: Als Reaktion auf gewalttätige Ausschreitungen zwischen rechten und linken Jugendlichen wird 1992 mit dem Ansatz der akzeptierenden Jugendarbeit die Gründung des Vereins "Nationaler Jugendblock" (NJB) zivilgesellschaftlich unterstützt. 1992 entsteht das Streetworking-Projekt "Offenes Jugendhaus Rosa" mit der Zielgruppe links- und rechtsorienterter Jugendlicher, das aber 1993 durch eine Räumung der Immobilie wieder beendet wird. Im Jahr 2001 findet im Zentrum Zittaus 2001 das erste Kulturfestival der Initiative " Augen auf - Zivilcourage zeigen" statt. In 2002 entsteht das Projekt "Netzwerkstelle für eine lebendige Demokratie" beim freien Träger Multikulturelles Zentrum, bei dem ab 2004 auch das Projekt ‚Erinnerung & Versöhnung’ zur Aufarbeitung der jüdischen Geschichte Zittaus und der Region angesiedelt ist. Dieses wird 2008 (?) mit der "Netzwerkstelle" zusammengelegt und bildet ab dann die NETZWERKSTATT für Zeitgeschichte und Zivilgesellschaft beim freien Träger MuK/Hillersche Villa gGmbH.Die Stadt Zittau beteiligte sich ab 2015 an dem 2jährigen Projekt "Jugendgerechtigkeit als Standortfaktor", bei dem gezielt Träger und Ansprechpartner von Jugendarbeit vernetzt werden, um nachhaltige Formate der Jugendbeteiligung in der Stadt zu etablieren. Ein Ergebnis ist die Eröffnung des Jugendcafes "Cafe X".2015 und 2017 findet der Aktionstag "Vielfalt ist unsere Stärke" als Demonstration in der Innennstadt und mit Infoabenden zu verschiedenen Themen statt. Jährlich findet ein intensiver Austausch über städtische Belange in der Bürgerversammlung des Stadtrates statt.
	KonzeptzurpartizipativenEntwicklung: Im Bezug auf die unter 4.1 geschilderte Problemlage empfiehlt es sich, einen möglichst beteiligungsorientierten Planungsprozess für die "Partnerschaft für Demokratie" in der Stadt einzuleiten.Zu Beginn der Förderperiode (vsl. Anfang Oktober) werden maßgebliche Trägervereine und Institutionen (s. 4.4) in der Stadt angesprochen bzgl. einer Mitwirkung in dem aufzubauenden Begleitausschuss. In diesem werden neben freien Trägern auch Vertreter der Stadtverwaltung (Stadtentwicklungsgesellschaft, Referat Schulen / Sport, Kinder und Jugend) und idealerweise auch der Polizeidirektion beteiligt sein. Eventuell werden je nach Themenschwerpunkt parallele Gruppen zum Austausch aufgebaut.Im letzten Quartal 2018 einigt sich dieses Gremium auf Förderschwerpunkte für das Jahr 2019 und allgemeine Zielsetzungen für Maßnahmen, die in der Partnerschaft für Demokratie durchgeführt werden sollen. Diese ergänzen sinnvollerweise bereits geplante Maßnahmen der Stadt Zittau in den  Bereichen Bürgerbeteiligung, Jugendhilfe und Extremismusprävention. Der Begleitausschuss und die Zielstellungen werden dann auf einer gemeinsam öffentlichen Veranstaltung vsl. im November 2018 offiziell vorgestellt.Zum Ende des Jahres 2018 soll dann eine Ausschreibung von Projektideen in Übereinstimmung mit den gefundenen Zielstellungen für 2019 erfolgen, damit idealerweise die ersten Maßnahmen mit Beginn des Jahres 2019 starten können. In Abhängigkeit von Bedarf und Thematik wird der Begleitausschuss/die Stadtverwaltung auch spezielle Träger mit der Durchführung bestimmter Maßnahmen beauftragen, um eine qualitativ angemessene Umsetzung zu gewährleisten.In Bezug auf die zunehmende Nutzung des öffentlichen Raums durch Gruppen wie „Zittau mit Zukunft“ sollte eine kontinuierlicher Austausch mit der Polizeidirektion bzw. den für den öffentlichen Raum zuständigen Verwaltungsteilen eingeleitet werden, um kurzfristig mit entsprechenden Aktionen oder Aufklärungskampagnen reagieren zu können.
	Benennung_einzubindende_Akteure: In Zittau existieren bereits eine Vielzahl von Netzwerken und Akteuren, die im Bereich von Demokratiebildung, Partizipation und Extremismusprävention aktiv sind. Diese sind zum Teil auch landkreisweit angebunden.Zum einen werden als Partner die Schulen im Stadtgebiet (Christian-Weise-Gymnasium, Schliebenschule, Parkschule, Oberschule an der Weinau und Berufliches Schulzentrum) angesprochen. Dies geschieht zum einen über die Einbindung des Referats Schulen / Sport, Kinder und Jugend in den Begleitausschuss und zum anderen über die Träger der Schulsozialarbeit. Dazu gehören der Deutsche Kinderschutzbund Ortsverband Zittau und das Berufliche Bildungszentrum Bautzen an seinem Standort in Zittau. Je nach Kapazität werden diese Träger als Mitglieder des Begleitausschusses oder als Durchführende von Einzelmaßnahmen in die Arbeit der Partnerschaft für Demokratie eingebunden.Ebenso werden die Mitglieder der Steuerungs- und Entwicklungsgruppe Jugendbeteiligung angesprochen werden. Dazu gehören die bereits genannten Träger Deutscher Kinderschutzbund Ortsverband Zittau und das Berufliche Bildungszentrum Bautzen sowie die Jugendberatung Zittau, der DRK Kreisverband Zittau e.V., die Hillersche Villa gGmbH, die Stadtentwicklungsgesellschaft Zittau und das Kinder- und Jugendhaus „Villa“ mit ihren jeweiligen Angeboten. Auf überkommunaler Ebene sind über dieses Netzwerk auch der Jugendring Oberlausitz e.V. und der Kinder- und Jugendring Sachsen präsent und können eine Vernetzung auf die Landesebene leisten.Als Träger von Integrationsprojekten werden die Hillersche Villa gGmbH, der Freiraum e.V. sowie der Ausländerbeirat und das Willkommensbündnis zumindest als Ansprechpartner für die Beteiligung an Einzelmaßnahmen auftreten. Als Träger eines Mehrgenerationenhauses, verschiedener Kulturprojekte und der externen Koordinierungsstelle der PfD im LK Görlitz kann die Hillersche Villa gGmbH, wenn sie die KuF in der PfD Stadt Zittau übernimmt, eine Vernetzung auf die Landes- und Bundesebene zu Landespräventionsrat und Demokratiezentrum Sachsen sowie in die LAG Vielfalt und zur Regiestelle des Bundesprogramms gewährleisten.Darüber hinaus sind mit dem alternativen Kulturzentrum EMIL e.V. und dem Verein Augen auf e.V. weitere Einrichtungen präsent, die als Projektorte oder Träger an der PfD in der Stadt Zittau mitwirken können.Als weitere Partner sollten außerdem die Kirchgemeinden, die Kreisseniorenvertretung Zittau und die Hochschule Zittau/Görlitz (im Bereich der wissenschaftlichen Begleitung) angesprochen werden.
	Ja: 0
	Nein: 1
	Beteiligungswirksame_Massnahmen: Die vsl. im Begleitausschuss vertretenen Akteure sind in der Stadt breit vernetzt und bieten die Möglichkeit, breite Bevölkerungsschichten in der Stadt Zittau anzusprechen.Zum einen soll wie oben beschrieben unter Rückgriff auf existierende Netzwerke eine Form der etablierten Jugendbeteiligung gefunden werden, die auch einer nachhaltigen Beteiligung der Zielgruppe entgegenkommt. Dazu werden über die genannten Partner Beteiligungswerkstätten angeboten, in denen Jugendliche die angemessene Form selber definieren. Dies kann in Kooperation mit Schülerräten und anderen Jugendgruppen (DRK, Feuerwehr, etc.) geschehen.Analog zum Jugendforum soll eine niederschwellige Beteiligungsmöglichkeit für ältere Mitbürger ausprobiert und verstetigt werden. Hier kann in Zusammenarbeit mit z.B. dem Kreisseniorenrat, Trägern der Altenpflege und dem Mehrgenerationenhaus der Hillerschen Villa gGmbH abgefragt werden, welche Formen der Beteiligung ältere Mitbürger besonders ansprechen und ihren Bedürfnissen entgegenkommen.Über die Träger der Schulsozialarbeit und entsprechende Angebote im Kinder- und Jugendhaus Villa sollen Projekte zur politischen Bildung an Schulen ausgeweitet werden. Erste Erfahrungen gibt es hier durch die Beteiligung an Projekttagen zum Thema Kinderrechte oder die Durchführung von U-18-Wahlen durch die Schülerräte und Jugendtreffs.Die 2019 anstehenden Landtags- und Kommunalwahlen sollen über bürgernahe Formate wie thematische Foren entsprechend vorbereitet und begleitet werden. So sollen an den Schulen und in den Jugendgruppen Jugendliche als Multiplikatoren für die Durchführung von U18-Wahlen gewonnen und ausgebildet werden, die dann eigenständig Workshops durchführen. Außerdem steht die Idee eines analogen Wahl-O-Mats im Raum, der regelmäßig am Markttag in der Innenstadt zum Einsatz kommen kann.Zudem soll im Vorfeld der Landtagswahlen die Ausstellung „Deine Anne. Ein Mädchen schreibt Geschichte.“ als kommunikativer Lernort in der Stadt gezeigt werden.Mit jeweils themenspezifischen niederschwelligen Angeboten soll ein kontinuierlicher Prozess der Bürgerbeteiligung angeregt werden. Dabei sollen sowohl analoge wie auch digitale Instrumente zum Einsatz kommen.
	Öffentlichkeitsarbeit_in_Partnerschaft: Die Einrichtung der Partnerschaft für Demokratie wird von einer öffentlichen Auftaktveranstaltung begleitet werden, auf der sich die im Begleitausschuss beteiligten Partner und Träger der Einzelmaßnahmen vorstellen können. Im Vorfeld dessen soll für die PfD unter Beteiligung des Begleitausschusses, der KuF und der Projektpartner eine eigene Cooperative Identity entwickelt werden, welche den Wiedererkennungswert steigert und die Kommunikation von Inhalten erleichtert.Für eine repräsentative Darstellung der Einzelmaßnahmen und die Möglichkeit, sich unkompliziert und direkt über die PfD informieren zu können, wird eine eigene Internetseite entstehen.Aktuelle Entwicklungen in der PfD Zittau, im Bundesprogramm und bei den Einzelmaßnahmen werden über einen Newsletter an Projektpartner und weitere Interessierte kommuniziert.Die Inhalte der Partnerschaft für Demokratie werden ebenso in den sozialen Medien dargestellt werden, es wird aller Voraussicht nach wenigstens einen Facebook-Auftritt geben.Den im Jugendforum engagierten Jugendlichen soll die Wahl ihrer Kommunikationskanäle nach außen weitgehend freigestellt bleiben. Je nach ihrer Entscheidung werden die entstehenden Kosten von der PfD getragen.In einer Stadt der Größe Zittaus kann ein großer Teil der Bevölkerung noch über Plakate, Postkarten, Postwurfsendungen oder Flyer erreicht werden. In Abhängigkeit vom Thema werden deshalb zu bestimmten Inhalten der Bürgerbeteiligung Postkarten gedruckt und Schauwände produziert.Zur Dokumentation der Ergebnisse bestimmter Einzelmaßnamen werden wir auf gedruckte Broschüren oder Handreichungen ebenso wie auf Filme zurückgreifen.
	Massnahmen_zur_Qualitätssicherung: In Anlehnung an die Definition der Europäischen Kommission von Gender Mainstreaming wird bei jedem Planungs- und Durchführungsschritt der Partnerschaft für Demokratie die Genderperspektive dahingehend integriert, dass die Herstellung von Gleichberechtigung zwischen Männern und Frauen ein implizites Ziel der jeweiligen Maßnahme ist. Die Träger der jeweiligen Einzelmaßnahmen werden dazu angehalten, die Grundsätze von Gender- und Diversity Mainstreaming sowie Inklusion zu berücksichtigen. Im Bedarfsfall werden für die im Begleitausschuss beteiligten Akteure und die Träger der Einzelmaßnahmen Qualifizierungsmaßnahmen in Zusammenarbeit mit der städtischen Gleichstellungsbeauftragten und Interessensverbänden auf Regions-, Landes- oder Bundesebene durchgeführt. An der Arbeit des Begleitausschusses sollen, soweit vorhanden und gewünscht, Vertreter der jeweiligen regionalen Interessensvertretungen (Gleichstellungsbeauftragte, Ausländerbeirat, schwul-lesbische Community, etc.) beteiligt werden. Städtische Konzepte zur Umsetzung von Gender- und Diversity Mainstreaming sowie Inklusion müssen bei der Durchführung von Einzelmaßnahmen berücksichtigt werden. Bei Bedarf wird die Entwicklung eines städtischen Konzepts aktiv unterstützt. Die Träger der Einzelmaßnahmen sind bei der Beantragung von Mitteln aus dem Aktionsfonds dazu angehalten, darzulegen, wie sie einen gleichberechtigten Zugang zu den Maßnahmen unabhängig von Geschlecht und eine angemessene Berücksichtigung der Perspektiven aller in der Stadt vertretenen Bevölkerungsgruppen gewährleisten wollen. Die letzte Maßgabe betrifft keine Maßnahmen, die gezielt zum Empowerment eine bestimmten Bevölkerungsgruppe dienen sollen.
	Gender_DivMainstreaming_Inklusion: Bei der Auswahl des Trägers der externen Koordinierungs- und Fachstelle(KuF) wird darauf geachtet werden, dass dieser über entsprechende Erfahrung in der Umsetzung ähnlicher Programme verfügt und eine ordnungsgemäße Haushaltsführung gewährleisten kann.Zwischen interner und externer Koordinierung werden regelmäßige Treffen stattfinden, in denen der jeweilige Umsetzungsstand der PfD und die Erreichung der selbst gesetzten Ziele besprochen, abgeglichen und im Bedarfsfall angepasst werden.Unter Anleitung der internen und externen Koordinierung definiert der Begleitausschuss zu Beginn der Förderperiode Kriterien, nach denen die jeweiligen aus dem Aktionsfonds durchzuführenden Einzelmaßnahmen bewertet und ausgewählt werden. Diese Kriterien werden mindestens einmal jährlich mit den im Vorfeld festgelegten Erwartungen an die Ergebnisse für die Stadt Zittau abgeglichen und bei Bedarf neu festgelegt. Dabei werden ebenfalls die Erfahrungswerte der jeweiligen Träger der Einzelmaßnahmen berücksichtigt.Im Bedarfsfall kann zu Beginn der Förderperiode auf das Instrument des Coachings zurückgegriffen werden, um im Begleitausschuss und in der KuF entsprechende Methoden und Instrumente zur Selbstevaluation zu entwickeln und zu implementieren.Die Erreichung der dabei festgelegten Indikatoren wird mithilfe quantitativer und qualitativer Abfragen erhoben und in die Auswertung einbezogen.Unter Umständen wird es standardisierte Fragebögen für die Teilnehmenden und separat für die verantwortlichen Betreuer der jeweiligen Einzelmaßnahmen geben.Im Anschluss an durchgeführte Projekte findet eine gemeinsame Evaluation mit den beteiligten Projektpartnern sowie die Formulierung und Fixierung von Verbesserungsvorschlägen statt.Zudem wird ein kontinuierlicher Austausch mit Netzwerkpartnern über erfolgreich angewandte Methoden und ein Abgleich von Erfahrungswissen mit Landes- und Bundesebene angestrebt.
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